Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/938 


Sachgebiet 51 


Vorblatt 


Zehnte Novelle zum Soldatengesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Eine Übergangsregelung, die die Beförderung zum Leutnant 
nach zwei Jahren ermöglichte, ist am 31. März 1970 ausgelaufen. 
Wegen des großen Fehls an jungen Offizieren ist eine Ver- 
längerung der Beförderungsfrist nicht vertretbar. 

Die Erklärungsfrist von sechs Monaten für Strahlflugzeugführer 
nach der 7. Novelle zum Soldatengesetz hat sich als zu kurz 
erwiesen. 


B. Lösung 

Definitive Verkürzung der Beförderungsfrist zum Leutnant auf 
21 Monate. Verlängerung der Erklärungsfrist bis 1974 (Artikel 1 
Abs. 2 der 7. Novelle). 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

5,1 Millionen DM ab 1972, vorher etwas weniger. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/3 — 37202 — So 5/2/70 


Bonn, den 11. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

nebst Begründung und Kostendarstellung (Anlage 1) mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben (Anlage 2). 


Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 5'4, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- j 
schlossen: j 

Artikel 1 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. April 1969 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 313), zuletzt geändert durch das Neunte Gesetz 
zur Änderung des Soldatengesetzes vom . . . (Bun- 
desgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert; 

§ 71 Abs. 1 erhält folgende Fassung: ! 

„(1) In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 j 
kann bestimmt werden, daß die Dienstzeit nach 
§ 27 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b bis zum 31. Dezem- 
ber 1974 bis auf einundzwanzig Monate verkürzt 
wird." 


Artikel 2 

Das Siebente Gesetz zur Änderung des Soldaten- 
gesetzes vom 24. März 1969 (Bundesgesetzbl, I 
S. 221) wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Erklärung ist bis zum 27. März 1974 oder bis 
zur Vollendung des siebenunddreißigsten Lebens- 
jahres, falls dieser Zeitpunkt später liegt, gegen- 
über dem nächsten Disziplinarvorgesetzten schrift- 
lich abzugeben." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

Der Entwurf betrifft eine Angelegenheit der Ver- 
teidigung. Er ist nach Artikel 73 Nr. 1 und 8 GG 
Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes. 

IL Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Der Entwurf sieht vor, für eine Übergangszeit bis 
zum 31. Dezember 1974 die Möglichkeit aufrechtzu- 
erhalten, Offizieranwärter in der Laufbahn des 
Truppendienstes abweichend von dem gesetzlichen 
Erfordernis einer Dienstzeit von drei Jahren (§ 27 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b des Soldatengesetzes) schon 
nach einer kürzeren Dienstzeit zum Leutnant zu er- 
nennen. Die derzeitige Übergangsregelung, die eine 
Ernennung zum Leutnant nach zwei Dienstjahren 
zuläßt, läuft am 31. März 1970 aus und soll durch 
die vorgeschlagene Gesetzesänderung (Beförderung 
nach 21 Monaten) ersetzt werden. 

Die Gesetzesänderung ist zur Verbesserung der 
Personallage der Offiziere zwingend erforderlich. In 
der Bundeswehr fehlen rd. 2700 junge Truppenoffi- 
ziere. Dieses Fehl wirkt sich, da ausschließlich die 
Dienstgrade vom Leutnant bis Hauptmann betroffen 
sind, insbesondere in den Kompanien und Bataillo- 
nen aus. Zahlreiche Dienstposten für Ausbilder, die 
den Einsatz junger, spannkräftiger Offiziere verlan- 
gen, müssen unbesetzt bleiben. Mit einer weiteren 
Zunahme des Fehls ist zu rechnen, da die Zahl der 
Offizieranwärter seit 1968 rückläufig ist. Im Jahre 
1969 konnten nicht einmal 50 ^/o des Bedarfs gedeckt 
werden. 

Der Entwurf hat in erster Linie zum Ziel, das jähr- 
liche Aufkommen an jungen Offizieren zu erhöhen. 
Durch die Verkürzung der Mindestdienstzeit für die 
Beförderung zum Leutnant auf 21 Monate kann 
künftig auch der Soldat, der sich für zwei Jahre zum 
Dienst in der Bundeswehr verpflichtet hat, noch drei 
Monate als Leutnant in der Truppe eingesetzt wer- 
den. Die Verbesserung der Beförderungsaussichten 
und die für ausscheidende Zeitsoldaten mit zweijäh- 
riger Verpflichtungszeit höhere übergangsbeihilfe 
bieten außerdem einen zusätzlichen Anreiz für den 
kurzfristigen freiwilligen Dienst in der Bundeswehr. 
Im Zusammenhang hiermit ist zu erwarten, daß auch 
die Zahl der Bewerber für die Laufbahn der lang- 
dienenden Zeitoffiziere und der Berufsoffiziere an- 
steigt. Damit wird durch den Gesetzentwurf ein un- 
genutztes Nachwuchspotential für die Offizierlauf- 
bahn erschlossen. Durch Straffung der Ausbildung 
während der verkürzten Mindestdienstzeit zum 
Offizier wird sichergestellt, daß der Leutnant wie 
bisher die Aufgaben eines Zugführers wahrnehmen 
und den Kompaniechef vertreten kann. 


j Artikel 2 

I Das Siebente Gesetz zur Änderung des Soldaten- 
; gesetzes vom 24. März 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 221) hat für Berufsoffiziere in Verwendungen als 
Strahlflugzeugführer die Vollendung des 40. Le- 
i bensjahres als besondere Altersgrenze bestimmt. Es 
' hat denjenigen Strahlflugzeugführer, die bereits bei 
i Inkrafttreten des Gesetzes Berufssoldaten waren, 

I das Recht eingeräumt, innerhalb einer Frist von 
I sechs Monaten zu erklären, ob für sie die besondere 
I Altersgrenze des 40. Lebensjahres oder die bis- 
I herige Altersgrenzenregelimg gelten soll. 

; Die halbjährige Erklärungsfrist ist von den Strahl- 
I flugzeugführern allgemein als zu kurz empfunden 
I worden. Sie waren nicht bereit, die für ihren künf- 
tigen Lebensweg bedeutsame Entscheidung, ob sie 
bereits in verhältnismäßig jungen Jahren aus der 
Bundeswehr ausscheiden oder bis zur besonderen 
i Altersgrenze ihres Dienstgrades in einer anderen 
i Verwendung weiterdienen wollen, in so kurzer Zeit 
zu treffen. 

Um den Strahl flugzeugführern ausreichend Zeit für 
ihre Entscheidung zu gewähren, sieht der Entwurf 
, eine Verlängerung der Wahlmöglichkeit bis zum 
27. März 1974 (fünf Jahre nach Inkrafttreten des 
I Siebenten Gesetzes zur Änderung des Soldatenge- 
setzes) vor; Strahlflugzeugführer, die zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht 37 Jahre alt (drei Jahre vor 
überschreiten der besonderen Altersgrenze von 40 
Jahren) sind, haben die Wahlmöglichkeit bis zu 
diesem Lebensalter. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 


III. Kosten 

Die Mehrkosten der in Artikel 1 vorgeschlagenen 

Gesetzesänderung ergeben sich 

1. aus dem Unterschiedsbetrag zwischen den 
Dienstbezügen eines Fähnrichs bzw. eines Ober- 
fähnrichs und denen eines Leutnants für 15 Mo- 
nate. Nach der derzeitigen Beförderungsrege- 
lung wird der Offizieranwärter nach 30 Monaten 
zum Oberfähnrich und nach 36 Monaten zum 
Leutnant ernannt. Künftig soll er nach 21 Mona- 
ten zum Leutnant befördert werden können; 

2. aus dem Unterschiedsbetrag zwischen den 
Dienstbezügen eines Fähnrichs und denen eines 
Leutnants für 3 Monate. Ein Offizieranwärter mit 
zweijähriger Dienstzeitverpflichtung schied bis- 
her als Fähnrich aus; nach der Neuregelung soll 
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er nach 21 Monaten zum Leutnant befördert 
werden können; 

3. aus der Erhöhung der Übergangsbeihilfe 

a) für Offiziere mit dreijähriger Dienstzeitver- 
pflichtung um den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen der Ubergangsbeihilfe eines Oberfähn- 
richs und eines Leutnants; 

b) für Offiziere mit zweijähriger Dienstzeitver- 
pflichtung um den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen der Übergangsbeihilfe eines Fähnrichs 
und eines Leutnants. 


Einzelberechnung 
Zu 1. 

Die Berechnung geht von einem jährlichen Aufkom- 
men von rd. 1400 Offizieren aus, deren Dienstzeit 
auf mindestens drei Jahre festgesetzt ist. 

Unterschiedsbetrag zwischen den Dienstbezügen 


Fähnrich/Leutnant 

- 168 DM X 9 Monate = 1 512 DM 

Oberfähnrich/Leutnant 

- 79 DM X 6 Monate 474 DM 

somit je Offizier 15 Monate - 1 986 DM 

Bei 1400 Offizieren 2 780 400 DM 

Mehrkosten pro Jahr 

2 780 000 DM ; 15 X 12 - 2 224 000 DM 

rd. 2 200 000 DM 

Zu 2. 


Die Berechnung geht von einem jährlichen Aufkom- 
men von rd. 2800 Offizieren aus dem Kreis der Sol- 


j daten auf Zeit mit zweijähriger Dienstzeitverpflich- 
I tung aus. 

Je Offizier Unterschiedsbetrag zwischen den Dienst- 
bezügen 

Fähnrich/Leutnant 

= 168 DM X 3 Monate = 504 DM 

Bei einer Stärke von 2800 Offizieren 1 411 200 DM 

; Mehrkosten pro Jahr 

(frühestens ab 1971) = rd. 1 400 000 DM 

1 

i Zu 3. 

Die Berechnung geht von einem jährlichen Aufkom- 
I men von rd. 300 Offizieren aus, die nach dreijähri- 
I ger Dienstzeit ausscheiden, und von rd. 2800 Offi- 
zieren, die nach zweijähriger Dienstzeit ausscheiden. 

: Nur für diese Soldaten entstehen Mehrkosten durch 
I erhöhte Übergangshilfen. 

; Unterschiedsbetrag zwischen der Übergangsbeihilfe 

Obcrfähnrich/Leutnant 

= 318 DM X 300 - 95 400 DM 

Fähnrich/Leutnant 

- 503 DM X 2800 -- 1 408 400 DM 

j Mehrkosten pro Jahr 

(voll ab 1972; z. T. ab 1971) = 1 503 800 DM 
- rd. 1 500 000 DM 

Mehrkosten pro Jahr insgesamt .... 5 100000 DM 

Die durch Artikel 1 des Gesetzentwurfs verursach- 
ten Mehrkosten werden im Rahmen des Plafonds 
des Einzelplans 14 aufgefangen. 

Durch die in Artikel 2 vorgesehene Gesetzesände- 
rung entstehen keine Mehrkosten. 
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Anlage 2 

Durchschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 5. Juni 1970 


An den Herrn 
Bundeskanzler 

Auf Ihr Schreiben vom 23. April 1970 — 11/3 - 37202 - So 3/2/70 — 
teile ich mit, daß der Bundesrat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 
1970 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen 
hat, gegen den 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Röder 
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